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So verwerflich wardas Münchner Abkommen! 

Chamberlain sagte am Ende seines Lebens, dass erst spätere Generationen das 
Münchner Abkommen verstehen werden. Der Freude seiner Parlamentskollegen tat 
das aber schon 1938 keinen Abbruch: „Als Chamberlain am 28. 
September 1938 im britischen Parlament ankündigte, dass er am 
nächsten Tag in München mit Hitler, Daladier und Mussolini 
Zusammentreffen werde, erlebte die „Mutter der Parlamente“ einen 
Gefühlsausbruch, der in ihrer bewegten Geschichte wohl einzig 
dasteht. Ein Abgeordneter rief: „ Thank Godfor the Prime 
Minister!“ (Dankt Gott für den PM.)- Es folgten unbeschreibliche Szenen der Begeisterung. Die 
Abgeordneten umarmten sich, schwenkten ihre Drucksachen, ihr Jubel dröhnte minutenlang durch den 
Saal, und schließlich sangen sie „He is a jolly goodfellow“ - in freier Übersetzung: „Er ist ein 
prachtvoller Junge “ (Wenzel Jaksch, Europas Weg nach Potsdam, S. 330). 

Fundstücke: 

1. Am 14.3.2017 erhielt die FAZ-Kulturredaktion die wenig schmeichelhafte Auszeichnung der „Goldenen 
Hoftrompete“. Ein in Stuttgart gegründeter Verein will damit den besonders regierungsfrommen und 
unkritischen Journalismus anprangern. (JF, 17.3.2017, S. 18). 

2. Vor 30 Jahren, am 13. März 1987, starb Bernhard Grzimek. Der bekannte Tierfilmer und Fernsehmoderator 
stammte aus Neisse/Oberschlesien, wo er am 24.April 1909 geboren wurde. 

3. Die Steuerlast der Deutschen ist die zweithöchste der Welt (nach Belgien)! Ein unverheirateter 

Durch Schnitts Verdiener muss 49,5 % seines Einkommens abführen. Auf dem Rest liegen bei jedem Einkauf 
weitere 19 % Mehrwertsteuer. 
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Erdogan erschüttert Multi-Kulti-Lebenslüge 

Das Abstimmungsergebnis der in Deutschland lebenden Türken über Erdogans Verfassungs¬ 
reform hat die Schicki-Micki-Kreise in Deutschland verwirrt. Gut dreiundsechzig Prozent (63,2%) 
von ihnen sprachen sich für die Pläne Erdogans aus. In den Niederlanden und in Belgien lag der 
Prozentsatz mit 69,2 und 77 % sogar noch höher. Für diese Quoten sorgten aber genau die 
Menschen, von denen sich mancher unser Heil erhofft hatte. So lautete einer der bekanntesten 
Liebesschwüre: „Liebe Ausländer, lasst uns bitte mit diesen Deutschen nicht alleine! “ 

Billiger Gag auf Kosten der Sudetendeutschen 

Journalisten leben von Zuspitzungen und Gags. Einen solchen hat sich der Journalist Sven Felix 

Kellerhoff („DIE WELT“) am 17.4.2017 ausgedacht. Er verglich das 
Wahlverhalten der hier lebenden Türken mit dem der Sudetendeutschen 
vor 82 Jahren, also im Mai 1935, als die Henleinpartei zu ihrem 
historischen Erdrutschsieg kam. Kellerhoff meinte, auch damals hätten 
Menschen eine autoritäre Partei gewählt, obwohl sie in einer 
Musterdemokratie lebten. Schiefer geht's aber nimmer! Die CSR war 
alles andere als eine Musterdemokratie. Die Sudetendeutschen standen 
unter erheblichem Anpassungsdruck, obwohl sie keine Einwanderer 
waren. Wenn jemand mit den hier lebenden Türken verglichen werden 
kann, so sind es die tschechischen Asylanten der Jahre 1948 und 1968 in 
Deutschland. Sie genießen wie die Türken alle Vorzüge einer freien Staatsverfassung, verteidigen 
aber für ihr Land immer noch die diktatorischen Beneschdekrete. 

Der Faden lässt sich fortspinnen: Viele der Türken leben seit fünfzig Jahren hier und haben 
sich noch immer nicht angepasst. Von den Sudetendeutschen verlangte man Anpassung an den 
Tschechenstaat schon nach zwanzig Jahren! Dabei waren nicht sie in das Sudetenland 
eingewandert, sondern die Tschechen. Für die angeblich mangelnde Anpassung wurden die 
Sudetendeutschen mit der Vertreibung bestraft, ein Los, das den hier lebenden Erdogan-Wählern 
allerdings nicht droht. 

Erklärungsversuche 

Wie üblich, suchen manche Deutsche die Schuld bei sich. Man hätte versäumt, „Brücken“ zu den 
hier lebenden Ausländern zu schlagen. Wenn damit Sprachbrücken gemeint sein sollten, so haben 
diese unsere Multi-Kulti-Apostel von den Linken und Grünen selbst verhindert, als sie 2007 vor 
dem Europäischen Gerichtshof die Abschaffung des Sprachtest für „ihre“ Türken erstritten. Es 
ging um einen Aufbauwortschatz von dreihundert Wörtern der deutschen Alltagssprache, der ein 
nützlicher Anfang hätte sein können. 

Es bleibt aber nicht aus, dass solche „Errungenschaften“ auch Folgen für unser ganzes System 
haben werden. Das Menetekel sind bereits jetzt Parallelgesellschaften und grundgesetzfreie 
Zonen. Sogar den Polizeistatistikem hat es jetzt die Zunge gelöst. Am 24. April 2017 (FAZ) 
rückten sie mit der Erkenntnis heraus, dass die Straffälligkeit junger Asylbewerber über¬ 
proportional hoch ist. Noch fehlt aber eine ehrliche Selbstkritik. Könnte es sein, dass die hier 
lebenden Türken vielleicht nur die richtigen Schlüsse aus dem ihnen vorgelebten deutschen 
Parteienstaat gezogen haben? Dessen Protagonisten täten also gut daran, in sich zu gehen, anstatt 
hochmütig auf andere herabzuschauen. Heilsam wäre auch die Erinnerung an eine Rede Recep 
Erdogans, die er als Bürgermeister von Istanbul hielt: „Die Moscheen sind unsere Kasernen, 
unsere Minarette sind unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme, die Gläubigen unsere 
Soldaten “. Das war eine imperialistische Kampfansage, die dazu führen kann, dass in Europa 
bald „ die Lichter der Aufklärung abgeschaltet werden “ (P. Sloterdijk). 


DIEC/WELT 

So reagieren Hilflose: 

Ein Witikone sandte 
dem Welt-Redakteur 
Kellerhoff die Fakten 
zur angeblichen 
Musterdemokratie CSR. 

Dieser antwortete: 
„Ihr Schreiben ist keiner 
Antwort würdig“. 


Pares cum paribus facillime congregantur. 

Gleich und gleichgesellt sich gern. 
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Deutsche Leitkultur 

Herr Seehofer ist erleichtert. Endlich wird öffentlich über die deutsche Leitkultur gesprochen! Er 
bezieht sich dabei auf Herrn de Maiziere, der Anfang Mai in der „Bild am Sonntag“ zehn Grundsätze 
zur deutschen Leitkultur verkündet hat. 

Bei deren Lektüre hat man allerdings den Eindruck, der Verfasser hätte sich nur 
einer Pflichtaufgabe entledigt. Als Innenminister müsse er sich eben auch um den 
inneren Zusammenhalt des Landes kümmern. So lesen sich die zehn Punkte auch 
eher wie Benimmregeln, etwa mit dem Hinweis auf das Händeschütteln zur 
Begrüßung oder mit dem Verzicht auf Voll Verschleierung. 

Vielleicht wäre es inspirierender gewesen, auch einmal über die Landesgrenzen 
hinauszuschauen. Bei den Briten gibt es die großartige Idee der fairness (wenn 
auch mit gewissen Problemen in der Praxis) oder die Ligur des gentleman , der in 
jeder Lebenslage mit steifer Oberlippe die Contenance bewahrt. Ein anderer Weg 
ist die Annäherung vom Negativen her. Wie ist es um die Leitkultur eines Volkes 
beschaffen, das zu Manipulationen greift und diese auf Biegen und Brechen über Jahrzehnte 
verteidigt? (Unser sudetendeutsches Taktgefühl verbietet es allerdings, Namen zu nennen!) 

Aber wo steht Deutschland, wo kann es stehen, nachdem jahrelang auf den Straßen skandiert wurde 
„Nie wieder Deutschland“ oder „Deutschland, Du mieses Stück Sch...“ (sh. Wbr. 1/2016)? Da muss 
gegengesteuert werden, sonst füllen andere unsere Köpfe mit ihren Inhalten. In diese gehören aber 
hinein das Wissen um Deutschland als Kulturnation und auch ein wenig Stolz auf den weltweit 
bekannten Katalog bedeutsamer Eigenschaften, so da sind: Pünktlichkeit, Fleiß, Zuverlässigkeit, 
Ausdauer usw. Vielleicht hat Herr de Maiziere auf ihre Nennung verzichtet, weil man mit ihnen 
angeblich auch ein KZ führen könne? Das wäre dann eine Reaktion, die wir nur ungern zu unserer 
Leitkultur zählen möchten. Wir haben damit Deutschland vielmehr zu einem der angesehensten 
Staaten der Welt entwickelt. 

Es gibt aber auch Kehrseiten, Spötter sagen, der Deutsche schuftet sich lieber ab, als dass 
er über die Notwendigkeit seiner Arbeit nachdenkt. Noch gefährlicher ist aber, dass er seine 
Eigenschaften auch bei anderen Menschen voraus setzt. Das führt zu Gutgläubigkeit und 
Arglosigkeit und gereichte ihm schon mehr als einmal zum Nachteil. Man denke nur an die 
bedeutenden Vorleistungen für den Euro und die Europäische Union. 

Herrn de Maizieres zehn Grundsätze weisen aber noch einen weiteren Schwachpunkt auf. 
Sie wurden just wenige Tage vor zwei Landtagswahlen vorgelegt. Aber vielleicht ist diese 
Zeitwahl in der Leitkultur politischer Parteien angelegt und wird nur von Laien als 
Opportunismus missverstanden. (F.v.) 



Thomas de Maiziere 


Vertriebene Ungarn fordern Entschädigung 

Die ethnischen Ungarn, die auf Grundlage der Benes-Dekrete ihr Eigentum verloren haben, 
fordern von der Slowakei eine Entschädigung. Das teilte György Csöti von der Organisation 
zum Schutz der Minderheitenrechte kürzlich bei einer Pressekonferenz in Budapest mit. 

Diese Forderung unterstützen aktuell 1.144 Menschen. 

Nach dem 2. Weltkrieg wurden aus der Slowakei 200.000 Ungarn vertrieben. Csöti teilte mit, 
dass jeder geschädigte Ungar mindestens eine moralische und nach den Möglichkeiten auch 
materielle Entschädigung bekommen sollte. 

Seine Organisation behandelt Fälle mit genauen Angaben über das verlorene Eigentum. Mit 
dieser Forderung will sie sich an den europäischen Ombudsmann bzw. auch an die 
europäischen Gerichte wenden. (Quelle: Sudetendeutscher Pessedienst Österreich, 5.4.17). 
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Neue Hoffnung für die ungelöste Eigentumsfrage ? 

Die Sudetendeutschen blicken neidvoll auf die Vertriebenen aus Serbien, Rumänien, Ungarn, 
Slowenien und Litauen, wo es jeweils Restitutionsgesetze auch für Deutsche gibt. 

Neuerdings keimte jedoch auch bei ihnen wieder etwas Hoffnung auf, merkwürdigerweise in 
dem Moment, in dem die Führung ihrer Landsmannschaft die Restitutionsforderung aus 
ihrer Satzung tilgen möchte. 

Bisherige Versuche 

Da die politischen Parteien der BRD bisher der ungelösten Eigentumsfrage auswichen, gab es für die 
Geschädigten nur den Weg über die Gerichte. Geklagt wurde wegen Verstoßes gegen die 
Menschlichkeit vor dem EGMR (Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte) und beim UN- 
Menschenrechtsausschuss. Sämtliche Klagen versickerten irgendwo im Dickicht von Formalien und 
Zuständigkeiten, und es war offensichtlich, dass die jeweiligen Gerichte damit einer Stellungnahme in 
der Sache ausweichen wollten. 

Neuer Ansatz 

Der EGMR hat in den vergangenen Jahren aber die Reichweite des Art. 6,1 EMRK 
(Europäische Menschenrechtskonvention) ausgedehnt. Er ist nun der Meinung, dass auch 
Ehre und Reputation zu den schützenswerten „zivilrechtlichen Ansprüchen“ gehören. 

In Deutschland war das bereits in dem Verfahren um die Rehabilitation des verstorbenen 
Pharmaunternehmers Dr. Madaus von Nutzen. Dieses Katz- und Maus-Spiel blieb dem 

Anwalt Dr. Gertner, Bad Ems, nicht verborgen, und er 
reichte auf dieser Grundlage eine Petition beim UN- 
Menschenrechtsausschuss gegen die CR ein. Auch 
dabei ging es um die Wiederherstellung der Ehre 
Verstorbener. Leider scheiterte auch dieser Versuch, 
doch das Gremium deutete an, dass die Wiederher¬ 
stellung der Ehre Verstorbener möglich sei, wenn der 
Petent eigene rechtlich schutzwürdige Interessen geltend 
machen würde. 

Diese Interessen lassen sich unschwer benennen, denn 
sie bestehen meist in Eigentumsansprüchen, die der 
Beschwerdeführer nach erfolgter Rehabilitierung 
erheben kann. 

Die Schwierigkeiten sind überwindbar 

Zu den Schwierigkeiten für Sudetendeutsche gehören der Kollektivschuldvorwurf und das 
Fehlen eines Rehabilitierungsgesetzes in der CR. Der Vorwurf der Kollektivschuld wird aber 
selbst in den Beneschdekreten nicht erhoben und ist inzwischen aus der Welt. Erforderlich ist 
Einzelfallprüfung. Auch das Fehlen eines tschechischen Rehabilitierungsgesetzes für 
Deutsche ist behebbar, denn Art. 13 der EMRK verpflichtet die Vertragsstaaten, derartige 
Defizite zu beseitigen, zumal damit eine Diskriminierung Deutscher durch bereits bestehende 
Entschädigungsgesetze in der CR beseitigt würde. 

Eine letzte Hürde könnte die Reparationsfrage darstellen. Schon Benesch hat im Dezember 
1943 in Moskau (süffisant lächelnd!) bekundet, nach der Vertreibung der Sudetendeutschen 
vom Deutschen Reich keine Reparationen zu beanspruchen. In den Nachkriegsverhandlungen 
wurde daher das zurückgelassene Vermögen der Sudetendeutschen zur Verringerung der 
Reparationsschuld des Reiches bei der CR insgeheim gegengerechnet. In diesem Falle 
müsste die Bundesrepublik Deutschland die Entschädigung für die Sudetendeutschen 


EMR-Konvention, Art. 6: 

Recht auf ein faires Verfahren 

(1) Jede Person hat ein Recht darauf, 
dass über Streitigkeiten in Bezug auf 
ihre zivilrechtlichen Ansprüche und 
Verpflichtungen oder über eine gegen 
sie erhobene strafrechtliche Anklage von 
einem unabhängigen und unparteiischen, 
auf Gesetz beruhenden Gericht in einem 
fairen Verfahren, öffentlich und inner¬ 
halb angemessener Frist verhandelt wird. 
Das Urteil muss öffentlich verkündet 
werden; 
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übernehmen. Der Einwand, die Vertriebenen wären schon nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(LAG) entschädigt worden, geht aufgrund der Präambel zum LAG ins Leere. 

Beschämendes Fazit 

Tschechen und Polen hatten nach dem Krieg gewaltige Reparationsforderungen an Deutsch¬ 
land. Sie wurden stillschweigend beglichen aus dem 
Vermögen der Vertriebenen (sh. Kasten nebenan!). Kein 
deutscher Politiker war jedoch so ehrlich, das zuzugeben. 
Stattdessen mussten die Vertriebenen erleben, wie sie in 
der Öffentlichkeit verhöhnt und geschmäht wurden. Das 
schuf ein für die Vertretung ihrer Interessen sehr 
abträgliches Klima und, was genauso schlimm ist, es 
führte zur Entfremdung ihrer Jugend. Selbst die eigenen 
Verbandsoberen spielten da mit. So ließ die SL den 1997 
gefassten Plan einer Sammelklage stillschweigend fallen 
und die dafür gesammelten, nicht unerheblichen 
Spendengelder (238.000 DM) im allgemeinen Haushalt versickern. 

Verbittert fragen viele Vertriebene, warum es in Finnland möglich war, die von den Russen 
vertriebenen Karelier zu 80 Prozent zu entschädigen, während sich die deutschen 
Vertriebenen mit einer Entschädigungsquote von rd. 5 Prozent zufrieden geben mussten. 

Für die Vergangenheit hat die deutsche Politik den Glaubwürdigkeitstest in dieser Frage 
verloren. Man muss hoffen, dass das Gewissen zukünftiger Politiker sensibler ist. (F.V.) 


Benesch am 14.12.1943 in 
Moskau über Reparationen: 

„Ich will vollkommene Restitution. Aber 
ich will sie so ausgeführt haben, dass 
das Eigentum der vertriebenen Deut¬ 
schen der csl. Regierung übertragen 
wird. Die Deutschen bekommen von uns 
eine Empfangsbestätigung, die sie der 
deutschen Regierung zwecks Erstattung 
vorlegen. Reparationen wie nach dem 
Ersten Weltkrieg will ich nicht.“ 
(V.Mastny, Jb.f.G.Osteuropas, 1972, S.384) 


Vorbildliches Serbien 

Im heutigen Serbien lebten bis 1945 rund 550.000 Donauschwaben. Wer nicht misshandelt 
und ermordet wurde, musste das Land verlassen. Nun hat der Serbische Ministerpräsident 

Aleksandar Vucic eine Gedenkstätte eingeweiht. Sie liegt 
nördlich von Novi Sad in der Gemeinde Jarek. Dort befand sich 
ein Lager mit 17.000 deutschen Internierten, von denen 6.500 
starben. Vucic sagte: „Nur durch die Achtung fremder Opfer 
werden wir das Recht haben, auch Respekt und Recht für unsere 
Opfer zu verlangen 

In Serbien können die Nachfahren der Donauschwaben seit einigen 
Jahren sogar Anträge auf die Rückerstattung des einstigen Land- und 
Hausbesitzes ihrer Vorfahren stellen. Leider findet dieses Beispiel noch 
Vucic bei der Gedenkfeier nicht bei allen VertreiberStaaten Nachahmung. 



Volker Bouffier erhält Karlspreis 

Der Ministerpräsident von Hessen, Volker Bouffier (CDU) wird am 3.6.2017 beim 
Sudetendeutschen Tag in Augsburg mit dem Europäischen Karlspreis der Sudeten¬ 
deutschen Landsmannschaft (SL) ausgezeichnet. Bouffier gelte als „kämpferischer 
Europäer, Brückenbauer zwischen den Völkern und engagierter Freund der deutschen 
Heimatvertriebenen" so die SL.. Als Sohn einer Donauschwäbin wisse Bouffier „aus 
persönlicher Betroffenheit, wie grausam überspitzter Nationalismus sein kann". Der 
hessische Regierungschef begründete eine Partnerschaft zwischen seinem Land und der zu 
Serbien gehörenden Autonomen Provinz Vojvodina, in der auch der Geburtsort seiner 
Mutter liegt. 
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Das Wort des Vorsitzenden 

Aiede ‘TC.dmauuUmtm outet 'Kamen&etmt 

Wir trauern um drei herausragende Kameraden. Nach Edmund Liepold verließen uns Dr. Günther 
Henhappel und Roland Schnürch, mein direkter Vorgänger als Vereins vor sitzender. Am Ende des 
Witikobriefes drucken wir je einen Nachruf ab. Es schmerzt, wenn man bedenkt, dass alle drei 
letztlich erfolglos gegen das ihnen zugefügte Unrecht kämpften. 

Der Schmerz bleibt, wenn man an die gegenwärtige Reise MP Seehofers und einiger Alibipersonen 
der SL nach Prag denkt. Diese Umarmungsdiplomatie wurde eingeleitet, weil man angeblich auf 
anderen Wegen nicht weiter kam. Aber hat man die anderen Wege überhaupt jemals beschritten? Zu 
keiner Zeit wurden die rechtlichen und politischen Möglichkeiten durch Verbands- oder Regierungs¬ 
stellen wirklich ausgelotet! Da wird wieder Gehirnwäsche betrieben, und der Witikobund muss sich 
mit den Auswüchsen dieser Vorstellungen herumschlagen, denn nichts anderes sind die krampfhaften 
SL-Versuche der Satzungsänderung! 

Damit, liebe Kameradinnen und Kameraden, bin ich bei der Danksagung. Die erwähnte Satzungs¬ 
änderung konnte dank Eurer/Ihrer finanziellen Hilfe bis jetzt verhindert werden. Viele sind sicherlich 
bis an ihre Schmerzgrenze gegangen, damit wir den Kläger, unser Mitglied G., weiter unterstützen 
können. Dafür meinen herzlichsten Dank! Die Liste der Geber befindet sich wie immer in Witiko- 
Intern. Leider sind wir finanziell noch nicht über dem Berg, so dass ich zum Schluss wieder um die 
Fortsetzung Eurer/Ihrer Hilfe dringend bitten muss! 

Liebe Mitglieder und Freunde! Wir stehen vor dem 68. Sudetendeutschen Tag. Unser Kamerad Hans 
Slezak lädt uns ein, seinen Stand in Halle 5, Nr. 318, zu besuchen. Dort freue ich mich auf die 
persönlichen Begegnungen, vor allem mit den Neumitgliedern! 

Bis zum Sudetendeutschen Tag in Augsburg! 

Suci ‘pelcx (faden- 



Der Sudetendeutsche Tag 
findet am 3. und 4. Juni 2017 in Augsburg statt. 
Wir treffen uns in Halle 5, Stand 318, am Stand des 
Bezirks Oberbayern, 

der leider wieder weit ab von den Publikumsströmen liegt 
(hinter dem Großstand „Braunauer Kirchen “). 



Voraussichtliches Programm: Samstag, 
07.10.2017, 9.00 Uhr: Jahreshauptver¬ 

sammlung; ab 14.30 Uhr: Vorträge; 
Sonntag, 08.10. 2017: 9.00 Uhr: Vorträge 


Das Jahrestreffen 2017 des Witikobundes 

mit Jahreshauptversammlung 

findet statt in Oberteisbach (nahe Dingolfing). 
am: 07. / 08. Oktober 2017. 

Anmeldungen sind möglichst umgehend an das Tagungshotel 
selbst zu richten, Spätbucher erhalten evtl kein Einzelzimmer! 

Anschrift: 

Landgasthof Räucherhansl (sh. Bild!) 
Oberteisbach 2. 84180 Loiching 

Tel. 08731-3200, e.Post: info@raeucherhansl.de 
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Eine beratungsresistente SL-Bundesversammlung 

Die diesjährige SL-Bundesversammlung (BV) fand am 25726. März in Wiesbaden statt. Die 
Hessische Landesregierung hatte dafür sogar den Plenarsaal des Hessischen Landtags zur 
Verfügung gestellt, so dass auch der äußere Rahmen zum Anspruch, ein Volksgruppen¬ 
parlament zu sein, stimmte. Allerdings ließ die Umsetzung dieses Anspruches an mehreren 
Stellen sehr zu wünschen übrig. 

Der hier folgende Bericht ist nach der Tagesordnung gegliedert. Er gibt auch Auskunft über 
die juristischen Auseinandersetzung, in die die SL verwickelt ist. 

TOP 1: Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten. 

Erwartungsgemäß äußerte sich der Präsident nicht über den Streit um die Gültigkeit der 
Veranstaltung. Dieser entstand im Vorjahr, als der inzwischen verstorbene Alterspräsident 
Edmund Liepold Ladungsfehler entdeckt und auf die Eröffnung der 16. Sitzungsperiode 
verzichtet hat. Zu der von ihm angekündigten Neuansetzung der BV kam es nicht, weil der 
SL-Bundesvorstand in der Zwischenzeit das Sekretariat der BV abgeschafft hatte. Das ist ein 
schwerwiegender Eingriff in die Vereinsstruktur, denn die BV ist (neben Sprecher und 
Bundesvorstand) ein selbstständiges Vereinsorgan (§ 11). Stattdessen maßte sich der 
Bundesvorstand an, selbst zur Sitzung zu laden. Es wäre sinnvoll gewesen, den darüber 
schwelenden Rechtsstreit vor dem 25./26.März 2017 zu entscheiden. Doch der ursprünglich 
für den 02.02.2017 angesetzte Gerichtstermin wurde plötzlich auf den 27.04.2017 verlegt. 
Dieser Termin fand inzwischen statt, doch ein Urteil gibt es erst nach dem Sudetendeutschen 
Tag, am 29.6.2017. Wenn dann das Gericht die Regelwidrigkeit der Ersatzversammlungen 
2016 und 2017 feststellen sollte, sind alle bisher erfolgten Wahlen und Beschlüsse nichtig. 
TOP 2: Grußworte 

Unter den Grußworten fiel das von Frau Ziegler-Raschdorf, der hessischen Vertriebenenbe- 
auftragten (mit schlesischen Wurzeln), angenehm auf. Sie gedachte der Wiesbadener 
Erklärung als Dokument des Rechts und nicht des Verzichts. Eher abweichend davon äußerte 
sich Franz Longin, der die Sudetendeutschen nur noch als „Bittsteller“ wahrnehmen möchte. 
Damit stellt er die Tatsachen auf den Kopf, denn es war das sudetendeutsche Eigentum, mit 
dem sich Deutschland von Reparationen an die CSR loskaufte! So hat es Benesch 1943 in 
Kreml gefordert und so ist es 1945 gekommen. Herr Longin muss daher noch einmal über die 
Rolle des Bittstellers nachdenken und folgenden Lektürehinweis aufgreifen: Vojtech Mastny, 
The Benes-Stalin-Molotov-Conversations in December 1943, in: Jahrbücher für Geschichte 
Osteuropas, 1972, S. 384). 

TOP 3: Totengedenken: Es wurde u.a. Edmund Liepolds gedacht 
TOP 4: Feststellung der Beschlussfähigkeit (Siehe Vorbehalte zu TOP 1!) 

TOP 5: Genehmigung des Protokolls 

Der Delegierte Slezak rügte, dass seine persönliche Erklärung zur Rechtmäßigkeit der BV 
2016 im Protokoll unterdrückt wurde. Auch seine diesbezügliche schriftliche Erinnerung sei 
übergangen worden. Der neuerliche Antrag auf Einfügung wurde mit Schweigen quittiert! 

TOP 6: Genehmigung der Tagesordnung 

Zur Tagesordnung hatte der Delegierte Slezak fristgerecht folgende Anträge eingereicht: 

1. Begrenzung der Redezeit auch für Vorstandsmitglieder; 2. Vorlage der Finanzunterlagen 
eine Woche vor der BV; 3. Aussprache zu den Finanzberichten vor (!) der Entlastung; 

4. Absetzung des TOP 16 (Neufassung der Satzung); 5. Legitimation des Stimmrechts der 
Sudetendeutschen Jugend und Vorlage ihres Tätigkeitsberichts. 

Keiner der Anträge wurde berücksichtigt. Erst während der Sitzung wurde nach 
nochmaliger Erinnerung dem Antrag Nr. 3 stattgegeben. 
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TOP 7: Angelobung 

Es wurden vier Delegierte neu angelobt. Ihre Namen und ob sie Nachrücker sind, blieb dem 
Plenum verschlossen. Auf die Frage aus der Versammlung, auf welche Satzung sie angelobt 
würden, gab es die bemerkenswerte und korrekte Antwort: „Auf die alte“. 

TOP 8: Bericht des Präsidenten 

Der Rechtsstreit über die Gültigkeit der anberaumten BV wurde nicht erwähnt. Dafür 
spekulierte der Präsident über die Entwicklung der SL von einer Massen- zu einer 
Kaderorganisation. Leider gab es aus dem Auditorium keine Nachfrage zu diesem Begriff, 
denn er erinnert an Kaderpartei, unter der man in der Politologie Gruppierungen versteht, die 
ein elitäres und autoritäres Verständnis der Staatsführung vertreten. Man muss hoffen, dass 
diese Wortwahl nur unbedacht war und keinen wirklichen Hintergrund hat! 

TOP 9: Bericht des Bundesvorsitzenden 

Der Rechtsstreit Gottstein vs. SL über die Herausgabe der SL-Mitgliederliste wurde nicht 
erwähnt, obwohl sich das Verfahren in der Zwangsvollstreckung befindet (Der Einspruch der 
SL gegen diese Zwangsvollstreckung wurde am 13.04.17 erstinstanzlich abgewiesen). 

TOP 10: Aussprache zu TOP 8 und 9 

Da die Berichte meist sehr wolkig und allgemein waren und nicht schriftlich Vorlagen, war 
die Aussprache unergiebig. 

TOP 11: Jahresrechnung 2015 und 2016 

Die Delegierten hatten es sich leider schon in den letzten Jahren gefallen lassen, ohne 
schriftliche Unterlagen über den Haushalt zu befinden. Früher wurden die Zahlen aber 
wenigstens mit Beamer an die Wand geworfen. In diesem Jahr fehlte selbst diese Hilfe. So 
wurde ein durchaus problematischer Haushalt nur „nach Gehör“ verabschiedet. Nachdem die 
Kassenprüferin, Karin Führich, die finanzielle Misere der SL verdeutlicht hatte, ließ auch der 
Bericht der Rechnungsprüferin, die alleine, aber gründlich die Bilanzen geprüft hatte, 
aufhorchen. Die SL hat alle Reserven aufgebraucht und sogar noch Fremdkapital aus der Dr. 
Fusseg-Stiftung angegriffen. Zwar gelobte die SL-Führung, diese „Leihgabe“ in Jahresraten 
von 5.000 € zurückzuzahlen, dennoch bleibt es bei einer illegalen Vermögensübertragung. 

Der Anwalt Ingolf Gottsteins hat daher bei Gericht angefragt, ob ein SL-Notvorstand 
eingesetzt werden müsse. Auch das macht verständlich, warum den Delegierten keine auf 
Papier gedruckten Zahlen an die Hand gegeben wurden. 

TOP 12: Erste Lesung des Haushaltsplanes 
TOP 13: Zweite Lesung des Haushaltsplanes 
TOP 14: Dritte Lesung des Haushaltsplanes 
TOP 15: Beschlussfassung über den Haushalt. 

TOP 16: Antrag des Hauptausschusses zur Neufassung der Satzung - technischer Teil 
§§ 4 ff. 

Bekanntlich konnte bisher die Eintragung der geplanten Zweckänderung (§ 3, als) beim 
Registergericht München verhindert werden. Nun sollte in einem dritten Anlauf dafür die 
Weichen gestellt werden. 

Wieder setzte man auf den Überrumpelungseffekt. Die Delegierten erfuhren (wie schon in den 
Jahren vorher) erst aus der Tagungsordnung vom Änderungsplan. Noch schlimmer ging es 
den einfachen Mitgliedern, die in der Vereinszeitung noch nicht einmal über die Absicht, eine 
BV einzuberufen, informiert wurden. Information ist aber die Voraussetzung für die Teilhabe 
an der demokratischen Willensbildung. Will man einen Antrag durch ein Parlament peitschen, 
setzt man ihn an das Ende der Tagesordnung. Dann entfallen aus Zeitnot oft störende Diskus¬ 
sionen. So auch in Wiesbaden. Außerdem gab es dort den Versuch der Irreführung durch die 
bagatellisierende Bezeichnung „technischer Teil“ der Satzung. In Wahrheit umschreiben die 
zu ersetzenden §§4-25 (alt) aber die wesentlichen Rechte der Mitglieder. Um diese Rechts¬ 
minderung abzuwehren, rief ein aufmerksamer Delegierter sogar den Staatsschutz wegen 
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eines möglichen Verstoßes gegen das Demokratiegebot an. 

All diese Tricks sollten die eigentliche Absicht vertuschen. Diese verbarg sich in § 10,8 (neu), der eine 
Zweckänderung schon mit Zweidrittelmehrheit der BV möglich machen sollte. Zusätzlich soll in § 20 
dem geschäftsführenden Vorstand zugestanden werden, redaktionelle Änderungen eigenmächtig 
vorzunehmen. Mit der Formulierung dieser Raffinessen hatte die SL einen angeblich erfahrenen 
Vereinsrechtler beauftragt (Vereinszeitung, 31.3.2017). Leider war ihm entgangen, dass derartige 
Satzungsänderungen nur von allen Mitgliedern beschlossen werden können (OLG München, Urteil 
vom 21.06.2011, Az. 31 Wx 168/11). Der amtliche Leitsatz dazu lautet: „Die Änderung der Satzung 
eines Vereins dahingehend, dass es zur Änderung des Vereinszweckes nicht der Zustimmung aller 
Mitglieder bedürfe, kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden Der Witikobund 
hat in einem Schreiben an alle 85 Delegierten der BV über diesen Sachverhalt informiert, aber die BV 
hat sich beratungsresistent gezeigt. Das Schreiben ist unten abgedruckt. (F.V.) 


Brief des Witikobundes an alle Delegierten 
der 16. SL-Bundesversammlung 

Betr.: Einladung nach Wiesbaden 09.03.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit Schreiben vom 20. Feber 2017 wurden Sie von den Herren Vogler und Lippert für den 
25726.03.2017 zu einer SL-Bundesversammlung nach Wiesbaden eingeladen. 

Keiner dieser beiden ist jedoch befugt, diese Einladung auszusprechen. Ladungsberechtigt war 
alleine der leider kür z lich verstorbene Alterspräsident, Herr Edmund Liepold. Dieser hat am 
27.2.2016 die konstituierende Versammlung geschlossen und eine formgerechte Neueinladung 
angekündigt. Daran wurde er aber durch den SL-Bundesvorstand gehindert. Die Schriftsätze 
liegen vor. Es gibt daher zurzeit keine Bundesversammlung. Folgerichtig hat das Registergericht 
München bis heute auch die Wahlen und die geplante Satzungsänderung vom 27728. Februar 
2016 nicht anerkannt! 

Nötig ist daher nun, den nächstältesten Delegierten festzustellen und diesen mit der Einladung zu 
beauftragen. Ohne die Erfüllung dieser Formalie handelt es sich bei Ihrer Zusammenkunft am 
25726.03.2017 um eine beliebige SL-Versammlung, auch mit Konsequenzen für die 
Reisekostenerstattung. Fraglich ist auch, ob der Herr Präsident des Hessischen Landtags bereit ist, 
seine Räume dafür zur Verfügung zu stellen. (Für Nichtjuristen: Formalien sind das Gerüst des 
Rechtswesens!). 

Vorsorglich bringen wir Ihnen noch zur Kenntnis, dass die geplante Neufassung der SL-Satzung 
ebenfalls scheitern dürfte. Zum einen fehlt die synoptische Gegenüberstellung der alten mit der 
neuen Fassung. Zum anderen wurden schon früher identische Versuche, eine Zweckänderung 
durch die Hintertür zu erreichen, von den Gerichten durchschaut und zurückgewiesen. (Vgl. OLG 
München, 21.06.2011, 31 Wx 168/11). Im Übrigen darf man in der Vorlage einer Neufassung das 
Eingeständnis sehen, dass die von einem SL-Mitglied bei Gericht vorgebrachten 
vereinsrechtlichen Einwände zutreffen. 

Liebe Landsleute! Seien Sie sich bitte Ihrer Verantwortung vor der Volksgruppe bewusst! 
Erinnern Sie sich an das Motto des ST 2006: „Vertreibung ist Völkermord“! Beachten Sie bitte 
auch die Signalwirkung Ihrer Beschlüsse auf die Vertreiber und Vertriebenen weltweit und 
denken Sie bitte darüber nach, wofür 54 unserer Landsleute am 4.März 1919 gestorben sind! 

Mit freundlichen Grüßen 
(Unterschrift des Vors.) 
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Der Soziologe Ferdinand Tönnies und die Jugendbünde 

Die Gründerväter des Witikobundes waren noch von der hündischen Jugend der Zwischen¬ 
kriegszeit geprägt. Das erkannten man unschwer bei ihren Zusammenkünften, wenn sie noch das 
Liedgut der Wandervogelzeit textsicher und sangesfroh erklingen ließen. Während man mit dem 

/^._, Lied vielleicht gewisse romantische Sehnsüchte ausdrücken kann, 

bestand bei den meisten „Bündischen“ auch das Streben, ihr Tun auch 
intellektuell zu reflektieren. Eine der wichtigsten Handreichungen dafür 
% M war das Buch „Gemeinschaft und Gesellschaft“ von Ferdinand Tönnies. 

Wer war Ferdinand Tönnies? 

Ferdinand Tönnies war ein 1855 in Nordfriesland geborener Soziologe. Sein 
Hauptwerk erschien in 1. Auflage 1887 und wurde zunächst nur wenig 
beachtet. Der große Erfolg stellte sich aber 1912 ein, als sich die inzwischen 
A gegründeten Jugendbünde auf seine 2. Auflage „stürzten“. Sie suchten nach 

„Gemeinschaft“ und hofften, bei Tönnies gültige Antworten zu finden. 
Insgesamt erlebte das Werk bis 1935 neun Auflagen, wurde dann aber nicht 
Ferdinand Tönnies mehr gedruckt, weil Tönnies wegen heftiger Kritik an Hitler verfolgt wurde. 

Er verlor seine Pension und verstarb 1936 in Armut. Erst 2010 gab es eine 
zehnte Auflage bei der Wissenschaftlichen Buchgesellschaft Darmstadt. 

Welche Antworten hat Tönnies? 

Tönnies unterscheidet Gemeinschaft von Gesellschaft. In einer Gemeinschaft finden sich Menschen 


Ferdinand Tönnies 


zusammen, deren Bindung untereinander ursprünglicher (organischer) ist als die in einer Gesellschaft, 
weil sie auf Abstammung (Familie), örtlicher Nähe (Dorf) und geistiger Nähe (Freundschaft) beruhen. 
Gemeinsame Sprache, Brauchtum und Glaube erleichtern den Zusammenhalt. Ihre Ziele dienen eher 
dem Gemeinwohl. 


Die Bindungen zur Gesellschaft sind eher sekundärer (mechanischer) Natur, zeitlich begrenzt und 
austauschbar, etwa bei Aktiengesellschaften, die nur wirtschaftliche und meist individuelle Ziele 
verfolgen. 

Beide Formen beruhen auf gegenseitiger Bejahung der sozial Handelnden, doch Tönnies sieht 
Unterschiede. Den Willen zur Bejahung einer Gemeinschaft nennt er „Wesenswille“ und den zu einer 
Gesellschaft „Kürwille“. 

Kritiker haben jedoch auch erkannt, dass das von Tönnies errichtete Gedankengebäude eng an die 
deutsche Sprache gekoppelt ist. Man bemerkt das sehr schnell, wenn man sein Begriffsinventar in eine 
fremde Sprache übertragen will. Wir haben es daher bei Tönnies mit etwas sehr Deutschem zu tun, 
etwa so wie bei den Begriffen Gemütlichkeit, Schadenfreude oder Heimweh, die ebenfalls nur sehr 
schwer in andere Sprachen übertragbar sind. Dennoch zählt Tönnies" Werk zu den Klassikern der 
Soziologie, der in einem Atemzug mit Max Weber genannt werden muss. 

Tönnies heute 


Der große Markterfolg des Buches von Tönnies beweist, dass es ein großes intellektuelles 
Bedürfnis seiner Zeit befriedigte. Leider scheint seine Wirkung nicht sehr nachhaltig gewesen zu 
sein. Wir Nachgeborenen haben immer noch damit zu kämpfen, dass im Weltbild unserer 
Sozialingenieure nur noch das atomisierte und bindungslose Individuum vorkommt. Das ist auch 
der Grund für den Kampf gegen ein „Europa der Vaterländer“ oder für die Verteufelung des 
Wortes „Volksgemeinschaft“. Wenn es nach dem Willen einiger „Übereifriger“ ginge, müsste am 
Reichstag in Berlin sogar die Aufschrift „Dem deutschen Volke“ durch die Worte „Der deutschen 
Bevölkerung“ ersetzt werden. 

Unser Maßstab 


Der Witikobund hat sich bei seiner Gründung auf Stifter berufen. Mit Sicherheit deckt sich 
dessen Selbstverständnis in großen Teilen auch mit dem Gemeinschaftsmodell von Tönnies. 
Noch wichtiger scheint aber zu sein, dass für alle Witikonen im Konfliktfall die Bruchlinie 
niemals entlang der nationalen Unterschiede verlaufen würde , sondern immer nur zwischen 

Recht und Unrecht! (F. V.) 
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Fragwürdige^ Gleichsetzungenj 

Kommt deutschem Leid eigentlich noch ein eigenständiger Wert zu? 

Diese Frage stellte sich schon bei dem Versuch Erika Steinbachs, eine zentrale Erinnerungs¬ 
stätte für die deutschen Vertriebenen einzurichten. Wie erinnerlich, wurde daraus flugs ein 
„Zentrum gegen Vertreibungen“ im politisch korrekten Plural. 

Dem Verallgemeinerungstrend folgte bald die Gleichsetzung deutscher Heimatvertriebener 
nach dem 2. Weltkrieg mit „heute ins Land strömenden Asylanten“. Dies tadelte Dr. Kreul, 
Germering, am 9.Feber 2017 in der Sudetenpost und fügte hinzu, das geschehe wohl kaum, 
um auf das traurige Los der Menschen nach dem 2. Weltkrieg aufmerksam zu machen, 
sondern vor allem um die Akzeptanz für die Flüchtlinge aus asiatischen und afrikanischen 
Gebieten zu erhöhen. 

Bei den Gedenkfeiern für die Bombenopfer in Dresden konnte man in diesem Jahre nun eine 
neue Gedenkvariante feststellen. Man verquickte das Gedenken an die deutschen Opfer des 
13. Februars 1945 mit einem Gedenken an die Opfer des syrischen Bürgerkrieges und an die 
ertrunkenen Migranten im Mittelmeer. Auch hier wird Unvergleichbares in einem Atemzug 
genannt und damit verhindert, dass die unterschiedlichen Todesursachen klar erkannt werden 
können. Wer davon profitiert, liegt auf der Hand. 

Deutschem Leid scheint zunehmend kein eigener Wert mehr zuzukommen. 


Fakten zum Dresden-Inferno: 

In Dresden befanden sich am 13.2.1945 rd. 650.000 Menschen. Auf sie regneten 650.000 Stabbrandbomben 
und 4 Mio kg. Sprengstoff herab. Das sind je Einwohner 1 Stabbrandbombe und 6 kg Dynamit. 


Die „Abwicklung“ einer Ortsgruppe 

Die SL-Ortsgruppe Amberg (Oberpfalz) hat ihre Arbeit eingestellt. Die verbliebenen 
Mitglieder werden künftig vom SL-Kreis Amberg-Sulzbach betreut. Die Auflösung war 
unumgänglich geworden, weil sich niemand mehr für die Vorstandsarbeit bereitfand. Zuletzt 

war es der Handelsschullehrer Friedrich Nitschmann, der 
praktisch als „Alleinunterhalter“ die Aufgaben des 
Vorsitzenden, des Kassenwarts und des Schriftführers in 
einer Person vereinte. Als sich jetzt nach seinem 85. 
Geburtstag wieder kein Nachfolger fand, musste die Gruppe 
aufgelöst werden. 

Amberg ist kein Einzelfall. Landauf, landab hängt die 
Existenz der Orts-, oft sogar der Kreisgruppen, am guten 
Willen einzelner Hochbetagter. Abhilfe aus der 
Mitgliedschaft ist in der Regel nicht möglich, weil diese selbst bereits im hohen Alter steht. 
Man kann gespannt sein, welche Antworten die Bundesführung der SL auf diese Entwicklung 
parat hat. Noch lässt sie jedes Jahr bei der Bundesversammlung 85 Delegierte aufmarschieren. 
Ja, sie verbreitet sogar astronomische Mitgliederzahlen, die angeblich hinter diesen stünden. 
Die Wirklichkeit zeigte sich aber soeben in Amberg! 

(Google, SL-Amberg) 
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Stiefkind historische Forschung 

Wenn es Politiker mit heiklen Themen zu tun haben, nehmen sie schnell Zuflucht zu der 
Phrase: „Wir blicken in die Zukunft und überlassen die Vergangenheit den Historikern“. Aber 
wehe dem Historiker, der es wagt, sich halbwegs seriös mit einem der heiklen 
Vergangenheitsthemen zu befassen! Da können im übertragenen Sinne schnell Köpfe rollen! 
So geschehen in Deutschland mit Prof. Kittel bei der Stiftung Flucht-Vertreibung-Versöhnung 
oder in Aussig mit der Museumsdirektorin Frau Dr. Blanka Mouralova. Polen mochte dabei 
wohl nicht abseits stehen und verschob in Danzig die Eröffnung einer Weltkriegsausstellung, 
weil sie „nicht polnisch“ genug sei. 

Einflussnahmen dieser Art sind nichts Neues. Archive sind nun einmal unbequeme 
„Waffenkammern des Geistes“, die mancher „damnatio memoriae“ im Wege stehen. 

Historiographie der Vertriebenen 

Für die Vertriebenen war die Lage nach dem Kriege relativ günstig. Es herrschte „Kalter 
Krieg“, und die Dokumentation der Vertreibungsverbrechen galt als willkommene 
antikommunistische Tat. So konnte 1951 Wilhelm Turnwald ohne Schwierigkeiten das 
„Weißbuch der Sudetendeutschen“ zusammenstellen. Weniger glatt lief es aber schon einige 
Jahre später, als Willy Brandt die neue Ostpolitik einläutete. Dafür ist die „ Dokumentation 
der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa “ ein trauriges Beispiel. Sie war zwar 
noch 1969 vom Kabinett Kiesinger in Auftrag gegeben worden, verschwand nach 
Fertigstellung aber plötzlich in irgendwelchen Bonner Magazinen, weil man fürchtete, sie 
könnte die Charmeoffensive Bonns im Osten stören. Erst Innenminister Zimmermann (CSU) 
holte das vielbändige Werk 1983 aus den Bonner Katakomben hervor. 

Das Collegium Carolinum 

Scheinbar gut hatten es die Sudetendeutschen. 1956 wurde das Collegium Carolinum (CC) 

aus der Taufe gehoben. Es galt als virtuelle Fortsetzung der 
deutschen Karl-Ferdinand-Universität in Prag und sollte der 
Volksgruppe das geistige Rüstzeug für ihren Fortbestand liefern. 
Schon früh aber haben Sudetendeutsche eine gewisse Weltfremdheit 
der dort beschäftigten Wissenschaftler kritisiert. Man bemängelte, 
dass die dort entstandenen Arbeiten oft keinen Zusammenhang 
untereinander hätten und „keinen unvoreingenommenen Einblick“ in 
den „Kampf einer Volksgruppe um ihr Lebensrecht“ böten (WBr. 
1978, 3,2). Dazu kamen falsche Sachangaben etwa zum 4. März 
1919, bei dem nur von vierzig (40) deutschen Opfern die Rede war, 
neben zwei (2) tschechischen, so als ob zwischen beiden Gruppen 
ein Kampf stattgefunden hätte. Es fehlt auch nicht an Versuchen, 
gewisse Sachverhalte wortreich zu relativieren. So wird in einem 
zufällig herausgegriffenen Aufsatz gefordert, die 14 Punkte 
Präsident Wilsons nicht wörtlich zu nehmen, sondern vor der 
politischen Tradition Amerikas zu verstehen (Leoncini, Bohemia 13, 
S. 306)! 

Die SL reagiert nicht 

Trotz dieser Defizite hat die SL keine Konsequenzen gezogen. Sie war nicht einmal in der 
Lage, das Manuskript des Germanisten Alois Bemt „Germanen und Slawen in Böhmen und 
Mähren“ zu publizieren. Dieses war unter Gefahren gerettet worden und stellte einen 
wichtigen Beitrag zur einst heiß umstrittenen Kontinuitätsthese dar. Erst 1989 (!) fand es im 
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Grabert-Verlag zu Tübingen einen Verleger. Fehlanzeige lautet das Urteil auch bei der 
Wissenschaft vom Spaten. Jahr für Jahr werden neue archäologische Funde ans Tageslicht 
gebracht, die als Teil unserer Geschichte dringend beobachtet werden müssten. Die 
Alarmglocken blieben auch stumm, als bekannt wurde, dass die Nachricht von einer 
Einwanderung Deutscher nach Böhmen und Mähren im Schrifttum erstmals 1634 auftauchte. 
Der Autor war Pavel Stransky (1583-1657), ein böhmischer Exulant in Sachsen, der diese 
These in seinem Buch „Res publica Bohemiae“ veröffentlichte. 

Die Versäumnisse sind gewiss vielfältig. An vorderer Stelle müsste noch heute die 
Herausgabe einer kompakten und anschaulichen Geschichte des Sudetenlandes stehen. Etwa 
in der Weise wie das Werk von Alfred Schmidtmayer (1936), jedoch fortgeschrieben und 
angepasst an die neuere Forschung. 

Abschließend möchte man vermuten, dass das CC unbequeme Themen gerne ausspart, um 
nirgends anzuecken. 


Die meisten Unglücke in der Welt entstehen dadurch, dass die Leute 
nicht auf ihrem Zimmer bleiben können (Pascal) 


Die Europäische Einheit lässt sich nicht auf Heimatverlust gründen. 

Robert Müller-Sternberg 


Die Familie Brentano in Böhmen 

In der Napoleon-Zeit gedachte die Familie Brentano, ihr Vermögen in Sicherheit zu bringen. 
Daher erwarb sie ein Gut in Böhmen, etwa eine Tagesreise südlich von Prag. Als Clemens 
Brentano 1810 dort hinkam, schwand jäh seine Böhmen-„Begeisterung. Den Brüdern Grimm 
beschrieb er die Landbevölkerung als „häßliches, boshaftes, dummes und diebisches Volck“, 
welches zudem „kein Wort deutsch “ spreche. Er könne „kaum die Räder am Wagen 
behalten“. Schlechte Erfahrungen machte er auch mit der habsburgischen Verwaltung, die die 
„elendste und niederträchtigste“ sei, die er je erlebt habe. Als er einige Zeit in Prag lebte, 
wurden seine Berichte über das „Schandland“ Böhmen immer negativer. Nichts desto 
weniger verfasste er das Drama „Libussa“ über die Gründung Prags. 



Bitte Bücherangebot auf S. 24 beachten! 

Es ist totes Kapital, das auf Aktivierung wartet! 
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Unakademisches bei Akademikern 

Freiheit des Denkens ist Voraussetzung für die Freiheit der Forschung. Dafür nahmen am 23.April 
2017 weltweit viele Wissenschaftler am sog. March for Science teil.. Aktueller Anlass war die 
ablehnende Haltung des US-Präsidenten Donald Trump zu den Ergebnissen der Klimaforschung. 
Im Visier waren auch „Fake News“ und „alternative Wahrheiten“. Im Vorfeld der 
Demonstrationen griff Heike Schmoll dieses Thema auch in der FAZ auf (1.4.2017) und redete 
den deutschen Professoren eindringlich ins Gewissen, in ihren Köpfen generell die Zensurschere 
beiseitezulegen. 

Die Briten sind weiter 

Während man in Deutschland gerade einmal einige Vorkommnissen an der Humboldt-Universität 
Berlin anprangerte, gibt es für die britischen Hochschulen bereits eine umfassende Studie zu 
dieser Problematik. Da sie mutatis mutandis wahrscheinlich auch ein Licht auf deutsche 
Verhältnisse wirft, sei daraus zitiert. 

Orwell lässt grüßen 

Schon der erste Eindruck ist ziemlich beängstigend, denn alles scheint exakt nach der Vision von 
George Orwell abzulaufen. Wie bei diesem steht am Anfang die Reglementierung des 
Sprachgebrauchs. Man scheut sich dabei auch nicht vor grotesken Auswüchsen: Selbst Wörter 
wie „gentlemen 's agreement“ werden als nicht geschlechtsneutral geächtet! Spaßvögel fragen 
sich nun sogar, ob vielleicht auch das Wort für Menschlichkeit, „hu man itv“ zu meiden sei oder 
die Stadt „Man chester“ umgetauft werden müsse, weil sie das Wort MAN (=Mann) enthalten. 

Das Lachen vergeht einem aber, wenn man sieht, wie unakademisch es bezüglich der Redefreiheit 
an fast allen akademischen Einrichtungen Englands bereits zugeht. Eine Erhebung an 115 
Instituten ergab: 

„Wesentliche Einschränkungen“ der Redefreiheit: 63,5 % 

„Entmutigung“ der freien Rede: 30,5 % 

Keine Zensur durch Hochschulverwaltung oder Gewerkschaft: 6,0 % 

Diesem Bild entspricht eine Überrepräsentanz linksliberaler Kräfte an den Hochschulen. Die 
Kluft zwischen dem Biotop des akademischen Elfenbeinturms und der breiten Gesellschaft ist 
tief. Das zeigt eine Erhebung über das Wahl verhalten: 

Pro Labour: Hochschulangehörige 46,0 %, Allgemeinheit 30 % 

Pro Konservative 11,0 % 37% 

Pro Ukip 0,4 % 13 % 

Pro Brexit 11,0% 48% 

Die Ursachen für das Auseinanderdriften beider „Welten“ liegen ohne Zweifel in der 
Selbstselektion. Aufnahme in die akademischen Zirkel finden nur „Linientreue“. So führt diese 
Art der Auslese zu einer krassen Unausgewogenheit der Kräfte im akademischen Bereich. 
Verwunderlich ist nur, dass in Zeiten der Quotenregelungen noch niemand auf die Idee 
gekommen ist, die universitären Monokulturen aufzulockern und auch dort dem Prinzip der 
Inclusion zu huldigen. 

Deutschland ohne Sonderstellung 

Als Deutsche haben wir keinen Grund, uns über die Verhältnisse in Großbritannien erhaben zu 
fühlen. Auch bei uns sind riesige Rückschritte in der Debattenkultur eingetreten. Immer öfter 
werden abweichende wissenschaftliche Meinungen als unmoralisch gebrandmarkt und damit der 
konstruktiven Auseinandersetzung entzogen. Statt zu Aufbruch und Neugier führt das zu Feigheit 
und Anbiederung. Nötig sind daher der Wille und die Fähigkeit, sich mit unbequemen Ansichten 
sachlich auseinanderzusetzen. 

Zum Abschluss ein bescheidener Wunsch der Sudetendeutschen: Möchte sich doch eine 
unparteiische Haltung auch bei der Darstellung unserer Geschichte durchsetzen! 
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Ungeschminkter Lagebericht aus dem Sudetendland 

In der tschechischen Wochenzeitschrift „ ekonom “ (Folge 17, 27.04.2017), erschien ein mehrseitiger 
Artikel über den heutigen Zustand des Sudetenlandes. Hauptautor David Klimes erinnert: 

„Nach der Aussiedlung der deutschen Bevölkerung ist die ganze Region durch Pfändung, 
Arbeitslosigkeit und Wählerapathie gekennzeichnet .“ 

Als Beispiel wird die früher wirtschaftlich starke Stadt Aussig an der Elbe genannt, wo im Stadtteil 
Predlitz vor der Vertreibung das wirtschaftliche Leben regelrecht blühte. Heute jedoch ist Predlitz ein 
Ghetto für Roma mit hoher Arbeitslosigkeit und kaum Perspektiven. In der ganzen Stadt Aussig 
werden z.Zt. 20 % der erwachsenen Bürger gepfändet, im Stadtteil Türmitz sind es sogar unglaubliche 
35 %! Wie der Autor schreibt, müsse es in Predlitz wohl noch schlimmer zugehen. 

Aus dem Sudetenland wurden mehr als zwei Millionen Deutsche vertrieben, die nur zum Teil durch 
Menschen aus dem Binnenland ersetzt werden konnten. Erst nach 1989 hat sich die Lage in einigen 
Teilen des Sudetenlandes etwas gebessert, aber eben nur in einigen. Die wahren Probleme wurden nie 
gelöst, sodass man heute behaupten kann, dass die Unterschiede zum Binnenland noch größer sind als 
vorher. 

Die Kaufkraft der Prager steht 30 % über dem tschechischen Durchschnitt, die der Freudenthaler 
dagegen 18% unter dem Durchschnitt. Nach Freudenthal folgen in der traurigen Statistik weitere 
sudetendeutsche Regionen wie Freiwaldau, Tetschen-Bodenbach, Teplitz-Schönau und Komotau. 

Der tschechischen Regierung sind solche Probleme bewusst, und sie entschied sich, den betroffenen 
Regionen Aussig, Mährisch-Schlesien und Karlsbad zu helfen. Der Autor des Artikels bleibt aber 
skeptisch, ob das gelingen kann. Es gibt natürlich einige Ausnahmen wie z.B. Reichenberg, wo man 
mit guter Arbeit und Investitionen sehr gute Ergebnisse erreicht hat, oder Nikolsburg, das über eine 
gute geographische Lage und eine gewisse touristische Attraktivität verfügt. 


JntMektuMe sind Menschen, die äßen S)inge sprechen, 
non denen sie nichts neststehen 


rfuqe den, (facAicAte ist die TOaAnAeit 

(Polybios) 


Peinliche Parallele! 

Bundestagspräsident Norbert Lammers wollte verhindern, dass der AfD- 
Politiker Wilhelm von Gottberg, 77 Jahre, Alterspräsident des Deutschen 
Bundestages wird. Daher ließ er die Geschäftsordnung des Parlaments ändern. 
Jetzt soll nicht der lebensälteste, sondern der dienstälteste Abgeordnete die neue 
Sitzungsperiode eröffnen. 

Was Lammers aber nicht bedachte, ist, dass er in Hermann Göring einen 
manipulierenden Vorläufer hat. Dieser veranlasste am 21.3. 1933 die 
Fraktionsführer der Reichstagsparteien ebenfalls zur Änderung der 
Geschäftsordnung, um danach selbst den Parlamentsvorsitz übernehmen zu 
können (PAZ, 7.4.2017, S.l). 


16 










WitikoBrief 2/2017 


Seite 17 


Mai 2017 


Die Folgen des Brexit für Deutschland 

Durch den Austritt Englands aus der EU verlieren die dem Freihandel verpflichteten EU- 
Länder ihre Sperrminorität gegen die Staaten mit Umverteilungswünschen. Zu ersteren 
gehören Großbritannien, Deutschland, Österreich, Niederlande, Finnland; zu letzteren 
Frankreich, Spanien, Italien, Portugal. Die Sperrminorität beträgt 45 Prozent der Zahl der 
Mitglieder, mindestens jedoch vier Länder mit 35 Prozent der Bevölkerung. Das alte 
Gleichgewicht könnte allenfalls wieder hergestellt werden, wenn die Regeln angepasst 
werden. Zu denken wäre an die Mitbewertung des Nettobeitrages zum EU-Haushalt. 

Falls die Neugewichtung ausbleibt, bekommen wir Verhältnisse wie im Endstadium der 
Habsburg-Monarchie. Dort befanden slawische Abgeordnete über die Verwendung der 
vorwiegend von Deutschen erwirtschafteten Steuern. Das Spiel war aus, als die Monarchie 
den Krieg verloren hatte. Die Prognosen für die EU lauten ähnlich: Die „europäische 
Integration“ werde an dem Tage enden, an dem den Deutschen das Geld ausgeht. 


Problemfall Eliten 

Am 25.02.2017, S. 22, machte sich die FAZ Gedanken zur Frage „Wieso sind die Eliten in aller 
Welt so verhasst?“. Daraus entnehmen wir nur einige Gedankensplitter: „Eliten pflegen eine 
paranoide Distanz zur Nation“, was zur Entfremdung führt. Eliten huldigen dem Weltbürgertum, aber 
Theresa May gibt zu bedenken: „Wer Weltbürger ist, ist in Wirklichkeit ein Bürger von 
Nirgendwo“. Sogar der IG-Metall sind die Arbeitsplätze in Rüsselsheim wichtiger als die in Paris. 
Dostojewski in „Brüder Karamasow“: Je mehr ich alle Menschen liebe, umso weniger liebe ich den 
einzelnen Menschen. 

Wilhelm Röple: „Mit dem Internationalismus und der Barmherzigkeit muss man zu Hause beginnen“. 
Und schließlich Kant (Zum ewigen Frieden): Dem Recht auf freie Emigration entspricht nicht ein 
Recht auf Immigration. 


Immer wieder bleibt das Misstrauen! 

Der neue Bundespräsident Deutschlands, Frank Walter Steinmeier, rief zu mehr Mut auf. 
Daher wird hier wieder auf einige Versäumnisse hingewiesen: 

1. Das tschechische Parlament hat den Völkermord an den Armeniern verurteilt, doch den 
Völkermord an den Sudetendeutschen „vergessen“. Alleine die aktive Gruppe der STES 
(Studiengruppe Erbland Sudetenland) hat dieses Versäumnis in einem (zweisprachigen) 
Schreiben an die zuständigen Prager Stellen gerügt. 

2. Inkonsequent verhielten sich auch die Teilnehmer am diesjährigen Marienbader Treffen.. 
In einer Resolution haben sie sämtliche Werte des Abendlandes beschworen, jedoch deren 
fortwährende Verletzung gegenüber den Sudetendeutschen mit Schweigen übergangen. 

3. Immer wieder wird der damals kaum bekannten Regionalpartei SdP (Sudetendeutsche 
Partei) ns-Verstrickung vorgeworfen, dabei aber unterschlagen, dass die csl. Sportler schon 
1936 mit erhobenem rechten Arm in das Berliner Olympiastadion einmarschierten. 
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Die Welt verstehen: 

1. 2016 betrug das Einnahme-Plus der BRD 6,7 Mrd. Euro. Diese Summe fließt komplett in die 
Flüchtlingsrücklage, die damit rd. 18 Mrd. Euro beträgt. (FAZ, 15.2.2017, S. 17). 

2. Gesellschafter der Firma Fraport sind das Land Hessen und die Stadt Frankfurt. Erstaunlicherweise 
unterhält auch diese Firma zwecks „Steueroptimierung“ eine Briefkastenfirma auf Malta (TV, Monitor, 
16.2.2017). 

3. Die Landesregierung Thüringens gab 40.000 Euro aus, um Demonstrationen gegen Pegida oder den 
,,13.Februar“ vornehmlich in Dresden zu finanzieren (www.parldoc.thueringen.de). 

4. Im Jahre 2015 wanderten eintausend (1.000) deutsche Millionäre aus. 2016 waren es schon 
viertausend (4.000)! (FAZ, 2.3.2017). 

5. Die tschechoslowakischen Goldreserven lagerten bei Kriegsende unangetastet in Frankfurt. Von 
dort gelangten sie 1945 in die USA. Die SL bat 1978 den US-Präsidenten Carter, daraus die 
enteigneten Sudetendeutschen und Slowaken zu entschädigen (WBr. 78,2,8). 

6. Voraussetzung für die Gründung des Witikobundes, war die Versöhnung der nationalen Kräfte der 
Sudetendeutschen. In diesen Prozess waren auch Fritz Brehm und Albert Smagon eingebunden, 
obwohl sie sich damals noch in alliierten Lagern befanden (WBr.79,3,13). 

7. In dem 1971 erschienenen Buch „Alte Städte in der Tschechoslowakei“ verschweigt der Autor, 
Dobroslav Libal, den starken deutschen Einfluss auf die Gründung und Entwicklung dieser Städte, 
auch bei den slowakischen wie z.B. bei Preßburg (Bohemia 13, S. 461 f.). 

8. Für das Zusammentragen eines Glases Honig muss ein Bienenvolk etwa dreimal um die Erde fliegen 
(=120.000 km). 

9. Frauke Petrys (AFD) hieß mit Mädchennamen Marquard. Ihr Vater (+2000) war Schlesier und 
wurde zu DDR-Zeiten von bis zu 26 Stasispitzeln beschattet (Spiegel, 15/2017, S. 50 ff.). 

10. Neuerdings werden nicht nur die heimatvertriebenen Deutschen mit den Wirtschaftsflüchtlingen 
von heute verglichen, sondern auch die Toten von Dresden 1945 mit den Toten im Syrien von heute. 

11. Die japanische Asahi-Group übernahm die Biermarke „Pilsner Urquell“. Sie war Teil eines 
Paketes von fünf Marken, für die 7,4 Mrd. Euro gezahlt wurden. Insgesamt bewarben sich sieben 
Interessenten um die Firma, darunter auch eine tschechische (Sddt.Ztg.,31.3.17,S. 5). 

12. Am 15.4.2017 (Karfreitag) starb mit 117 Jahren und 137 Tagen Emma Morano. Sie wurde am 
29.11.1899 in Italien geboren und war der älteste Mensch der Welt (FAZ, 18.4.17). 

13. In Norwegen muss jeder Abiturient 25 Jahre nach seiner Schulentlassung seinen Lebenslauf 
schreiben (Margret Boveri, Verrat im XX. Jahrhundert, S.53). 

14. Am 13. Mai 1717, also vor 300 Jahren, wurde Kaiserin Maria Theresia geboren. 

15. In Luxemburg sind von den 55 bis 64-Jährigen 39,6 % erwerbstätig, in Deutschland mit 69,9 % 
fast doppelt so viele (FAZ, 30.4.2017, S. CI). 

16. Die Zahl der Hartz-IV-Empfänger aus nichteuropäischen Ländern ist im vergangenen Jahr um 
rund 400.000 auf 698.872 gestiegen (JF, 27.4.2017). 

17. Immer wenn Premierminister Churchill auf Reisen war, ließ er sich bei Kabinettsitzungen von 
Chamberlain vertreten und nicht von Eden, wie es die Regeln verlangt hätten. Das zeigt, dass die 
Appeasement-Politik keineswegs den britischen Interessen zuwider lief! 


tDeu ideale, Zeitxuig^te^eu zweifelt zwau am Stauch, 
glauM aßest jede Ente. 
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Wohin wird uns der 2. „Kalte Kriegt im 2L Jahrhundert fuhren ? 

(von Erika Köcher) 

Auch im 21. Jahrhundert ist infolge der Feindschaft und der Sanktionen gegenüber Russland 
wegen der Ukrainekrise und der Sezession der Krim ein 2. „Kalter Krieg“ entstanden, der 
derzeitig noch durch Hetze, Unwahrheiten und die Stationierung der NATO- Truppen an der 
Grenze zu Russland noch verschärft wird. Die USA, die EU, auch Deutschland betreiben 
diese Außenpolitik gegen Russland, um ihre Hegemonie zu bewahren und ihre 
Globalisierungsziele durchzusetzen. Der Putsch in der Ukraine mit dem anschließenden 
Bürgerkrieg gegen die russische Bevölkerung in der Ostukraine und der Versuch, die Krim 
durch die NATO zu übernehmen, musste von Russland mit einer Gegenwehr zurückgewiesen 
werden. 

Die Zurücknahme der Krim 2014/15 ins russische Staatsgebiet war defensiv und 
völkerrechtlich erlaubt. Das belegt auch die UN- Charta des Völkerrechtes im Artikel 2, 
Absatz 4: 

„Die Mitglieder unterlassen in ihrer internationalen Beziehung jedes gegen die territoriale 
Unversehrtheit oder politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den 
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt. 

Die Abspaltung des Kosovo von Serbien sowie die Sezession der Krim vom ukrainischen 
Staat und deren Beitritt zu Russland erfolgte auf der Grundlage des in einer Volksabstimmung 
zum Ausdruck gebrachten Willens der Mehrheit der jeweils dort lebenden Menschen (Krim: 
96,77 % stimmten für den Anschluss an Russland) und damit gemäß dem 
Selbstbestimmungsrecht der Völker nach Artikel 2, Absatz 4 der Charta der UN zu 
berücksichtigen gewesen wäre. Daß die Abspaltung der Krim und ihre Aufnahme in die 
Russische Föderation Wunsch der Mehrheit der Bevölkerung auf der Krim entspricht, ist 
allgemeiner Konsens .Es gilt auch als unzweifelhaft, dass die Mehrheit im Kosovo die 
Unabhängigkeit befürwortete.“ 

Ich empfinde es deshalb besonders schlimm, dass unsere Politik und hauptsächlich die 
Medien behaupten, Russland hätte die Krim okkupiert, also das Völkerrecht gebrochen. 

Auch das 20. Jahrhundert war ein Jahrhundert der Verletzung, Missachtung des menschen- 
und des Völkerrechtes, z.B. auch durch Okkupationen von Gebieten und der Sezession von 
Gebieten fremder Staaten. Schaut man sich die Geschichte darüber an, ist man erstaunt, wie 
viele Okkupationen und Annexionen im letzten Jahrhundert oft unter Duldung der 
Großmächte, auch der UN, stattfanden. 

1. Im Versailler Vertrag 1919 wurde eine 15-jährige Besetzung der linksrheinischen 
deutschen Gebiete durch Frankreich festgelegt und auch vollzogen. In den 1922/23 
Jahren besetzte die französische Armee das Ruhrgebiet und bereicherte sich mit der 
Kohle. Es kam auch zu Tötungen von Bewohnern. Deutschland wurden auch im Osten 
Gebiete für Polen weggenommen. 

2. Im Dezember 1918 besetzte die tschechische Armee das bis dahin zu Österreich- 
Ungarn gehörige Sudetenland und ordnete es gegen den Willen der dort lebenden 
deutschen Bevölkerung einfach der Tschechoslowakischen Republik zu. Im März 
1919 kam es infolge von Kundgebungen, Demonstrationen der Sudetendeutschen zur 
Erschießung von 54 Teilnehmern, z.T. auch Frauen und Kinder, durch die 
tschechische Armee. Im Vertrag von Saint Germain 1919 bewilligten die Großmächte 
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USA, Großbritannien, Frankreich etc. diese Okkupation durch die Tschechen. Auch 
Österreich- Ungarn wurden viele seiner Gebiete einfach weggenommen, es wurde als 
Staat aufgelöst. 

3. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges legten die Siegermächte im Potsdamer Abkommen 
(vorher schon in der Konferenz von Jalta) u.a. fest, dass Deutschland weitere Gebiete 
im Osten, im Westen, in Mitteleuropa verlieren bzw. unter fremde Verwaltung, 
Herrschaft gestellt werden sollte. Es erfolgte die Flucht und Vertreibung von 15 
Millionen Deutschen aus diesen Gebieten, es wurden dabei ca. 2,5 Millionen 
Deutsche (Zivilisten, Soldaten) getötet. In Polen, in der Tschechoslowakei wurden 
Arbeitslager für die Deutschen geschaffen, in denen es z.T. sehr brutal zuging. Polen 
erhielt 1945 von Stalin noch zusätzlich Stettin, die Insel Wollin und Swinemünde, 
obwohl die Oder-Neiße als Grenze im Potsdamer Abkommen festgelegt wurde. 

4. Ab der Gründung von Israel 1948 verlor Palästina große Teile seines Landes an 
Israel und bis heute geht diese Okkupation des Landes Palästina durch die jüdischen 
Siedler weiter. Viele Palästinenser flohen deshalb, verließen ihre Heimat, viele leben 
seitdem in Jordanien (ca. 1 Million) und sind dort Staatsbürger geworden. 1967 
besetze Israel im „Sechstagekrieg“ die Westbank und Ostjerusalem von Jordanien und 
eroberte die Golanhöhen mit den Erdgasvorkommen von Syrien. Bis heute erfolgte 
keine Rückgabe durch Israel, obwohl es Kritik zu diesen Aktionen Israels durch viele 
Staaten der Welt gab. 1988 verzichtete König Hussein von Jordanien auf das 
Westjordanland und Jerusalem, offensichtlich unter dem Einfluß der USA. 

5. 1950 eroberte China Tibet und gliederte es 1951 an China an, obwohl 1914 von 
Großbritannien, Indien, Russland die Unabhängigkeit Tibets zugesichert wurde. Viele 
Tibeter flohen, besonders die buddhistischen Mönche, da viele Zerstörungen der 
Klöster, auch Beschlagnahmungen der Klöster, auch Tötungen von Mönchen, 
Zivilisten , auch Enteignungen von Großgrundbesitzern und Bauern stattfanden Bis 
heute findet eine Verdrängung der Tibeter durch die Chinesen dort statt. Es gab zwar 
Proteste der Inder, der Russen, der Briten , der UN gegen diese Okkupation Tibets 
durch China, die aber nichts bewirkten. 

6. 1974 eroberte die türkische Armee den Norden Zyperns, dabei erfolgten 
Enteignungen, Tötungen, Vertreibungen der Griechen in den Süden der Insel durch die 
Türken. Die UNO protestierte dagegen, schuf die „Grüne Linie“ mit einer 
Friedenstruppe zwischen den beiden Gebieten der Insel, selbst die Hauptstadt Nikosia 
wurde geteilt. Auch Griechenland konnte trotz aller Bemühungen keinen Rückzug der 
Türken bewirken, bis heute behält die Türkei das besetzte Nordzypern, das kaum von 
anderen Staaten anerkannt wird. 1975/76 okkupierte Marokko den Norden der von 
den Spaniernl976 frei gegebenen Kolonie Westsahara und Mauretanien besetzte den 
Süden der Westsahara. : Dort leben die Sahraouis (arabisch- berbische 
Mischbevölkerung). 

7. Viele Bewohner flohen nach Algerien, dort leben sie z.T. noch heute in großen, 
armseligen Lagern. Die Polisario, eine Befreiungsbewegung entstand, die 1976 die 
„Demokratische Arabische Republik Sahara“ ausrief. Mehr als 5 Jahre startete die 
UNO Petitionen, Aktionen, um Westsahara frei zu bekommen. 1979 verzichtete 
Mauretanien auf seinen Anteil an Westsahara, der danach auch von Marokko 
okkupiert wurde. Bis heute besitzt Marokko als einziger Staat in Afrika noch seine 
Kolonie Westsahara, die wertvolle Phosphatvorkommen besitzt. 

8. 1988/89 kam es im Kosovo, das seit 1918 zu Serbien gehörte zu einem militärischen 
Konflikt. Kosovo wurde 1963 eine autonome Provinz in Serbien, diese 
Souveränität wurde ihr aber mit einer neuen Verfassung Serbiens aufgehoben. Die 
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9. Bevölkerung des Kosovo, überwiegend muslimische Albaner, erklärte 1991 wieder die 
Souveränität, die UCK, die Befreiungsarmee wurde auch gegründet. 1988 eskalierte 
der Konflikt, es kam zu einem Krieg. Friedensvorschläge der UNO wurden vom 
damaligen Jugoslawien negiert. Daraufhin begann die NATO im März 1999 einen 
Luftkrieg gegen Jugoslawien (soweit ich weiß ohne Zustimmung der UNO), 
das seinerseits verschärft auch gegen die Albaner im Kosovo vorging. Viele Albaner 
flohen deshalb. Die jugoslawische Regierung beschloss im Juni 1999 den Abzug ihrer 
Truppen aus dem Kosovo. Deshalb beendete auch die NATO ihren Luftkrieg. Eine 
internationale Friedenstruppe wurde eingesetzt, um den Abzug der Jugoslawischen 
Armee zu überwachen und die Rückkehr der geflohenen Albaner zu sichern. Es gibt 
seitdem einen selbständigen Staat Kosovo, der einfach von Serbien abgetrennt wurde. 

Das 20. Jahrhundert war außer den Okkupationen und Sezessionen fremder Gebiete auch 
ein Jahrhundert der Kriege, der Zwistigkeiten, Streitereien, Anfeindungen, Hetzen und Lügen, 
auch von Finanz- und Wirtschaftskrisen, von Zerstörungen von 4 Großreichen, einer 
Neuaufteilung Europas und des Orients, der Entwicklung des Kommunismus und seiner 
späteren Auflösung, der Beseitigung des Kolonialismus und der Entstehung neuer Länder in 
Afrika, Asien, auch der Völkermorde. 

Ich frage mich nun, welche Entwicklungen wird es im 21. Jahrhundert geben? 

«<»> 


Nachruf für Roland Schnürch 

Im Alter von 86 Jahren hat uns nun auch das witikonische Urgestein Roland Schnürch 
verlassen. In unzähligen Artikeln und vielen Funktionen setzte sich der Verstorbene für die 
Belange der Sudetendeutschen ein. Richtschnur für ihn war stets, wie er noch 2009 betonte, 
der heute so umstrittene, aber nach wie vor gültige § 3 der SL-Satzung. 

Roland Schnürch wurde am 23.12.1930 in Adelsdorf (Altvater) geboren. Bei Kriegsende war 
er Schüler der Oberschule f. J. in Freiwaldau und musste bei den Tschechen bis Dezember 
1945 mit der Häftlingsnummer 5003 Zwangsarbeit leisten. 1946 verschlug es ihn nach Wien, 
wo er bis 1948 ein Realgymnasium besuchte. Der Schule folgte die Ausbildung zum Chemie¬ 
ingenieur in Wien und Nürnberg. Beruflich fasste er in Düsseldorf als Betriebsleiter in der 

Chemischen Großindustrie Fuß. Der Ehe mit Ehefrau Gerlinde 
(Teplitz-Schönau) entsprossen zwei Kinder. 

Seit 1950 gehörte Roland Schnürch der SdJ/SL an. Ab 1980 war er 
als Landschaftsbetreuer für das Altvaterlandes Mitglied der 
Bundesversammlung, davon 1989-2000 als deren Vizepräsident, 
später auch als Vorsitzender des Hauptausschusses. Dem 
Witikobund trat Roland Schnürch 1970 bei und bekleidete dort von 
2009 bis 2012 das Amt des Vorsitzenden. Roland Schnürch war 
auch Vorsitzender des Benrather Kreises und wurde 1997 mit der 
Rudolf-Lodgman-Plakette ausgezeichnet. 

Roland Schnürch konnte seinen Ruhestand bei relativ guter 
Gesundheit in Düsseldorf verbringen und verstarb friedlich am 9 
April 2017. Seine Landsleute und besonders seine Kameradinnen 
und Kameraden im Witikobund werden seiner stets in Dankbarkeit und Verehrung gedenken. 
Die Beerdigung fand in Düsseldorf am 13.April 



R. Schnürch (1930-2017) 
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Edmund Liepold f 

Edmund Liepold konnte am 13. Februar seinen 90. Geburtstag feiern. Nur drei Wochen 
später, am 5. März 2017, schloss er seine Augen für immer. Mit ihm verlor auch der 
Witikobund eines seiner treuesten und profiliertesten Mitglieder. Der Landwirt aus dem 
Schönhengstgau war Witikone seit dem März 1981 und bewährte sich über mehrere 
Amtsperioden auch als stellvertretender Vorsitzender. Den Weg zum Witikobund hatte der 
Verstorbene über den Agrarpolitischen Arbeitskreis des Witikobundes 
gefunden, denn Edmund war mit Leib und Seele Landwirt. Da der 
elterlichen Hof in Dittersdorf (Kreis Mährisch Trübau) enteignet war, 
gehörte er, wie es im Bürokratendeutsch heißt, zu einer Berufsgruppe 
mit Eigentumsbindung, die die Vertreibung am schlimmsten getroffen 
hatte. Unverzagt verfolgte er aber das Ziel, wieder auf eigener Scholle 
wirtschaften zu können. So erwarb er 1972 in Sulzdorf/Unterfranken 
einen Zwölf- Hektar-Hof und nahm das Risiko einer großen 
Hypothekenlast auf sich. Betrübt gestand er uns einmal, dass ein Teil 
dieser Schuld noch bei der Übergabe an seinen Sohn auf dem Betrieb 

Zu Edmunds Vita gehört auch das Kriegserlebnis. Wie die meisten seiner Generation musste 
er schon mit 17 Jahren den feldgrauen Rock anziehen. In russischer Kriegsgefangenschaft 
verschlug es ihn bis nach Sibirien. Zäh wie er war, unternahm er von dort drei Flucht¬ 
versuche, die leider alle drei kurz vor dem Ziel scheiterten. Auf die Entlassung musste er 
viereinhalb Jahre warten. Zu seiner Familie stieß er in Unterfranken, wo er bald seine 
Ausbildung als Landwirt abschloss und heiratete. Seine Gattin, eine gelernte Kranken¬ 
schwester, schenkte ihm sechs Kinder. Sie starb leider schon im Jahre 2012. 

Zahlreich waren die Ehrenämter, die Edmund Liepold seit 1967 im Bereich der vertriebenen 
Bauern und in der SL übernahm. Seit dem Jahre 2000 gehörte er der Bundesversammlung an. 
Immer war sein Hauptanliegen die Wiedergewinnung der heimatlichen Scholle. Dabei scheute 
er auch nicht den Weg vor die internationalen Gerichte. Freilich erlebte er dort, wie viele vor 
ihm, dass man sich endlos über Formalien und Zuständigkeiten stritt, nur um einer 
Stellungnahme in der Sache ausweichen zu können. 

Edmunds Biographie lief geradewegs auf seinen letzten Auftritt vor der Bundesversammlung 
im Jahre 2016 zu. Als Alterspräsident erkannte er deren Beschlussunfähigkeit und brachte den 
Mut auf, die Sitzung zu schließen und so großen Schaden von der Landsmannschaft 
abzuwenden. Er musste sich von verschiedenen Seiten Anfeindungen gefallen lassen. Aber 
niemand wird je behaupten können, dass Edmund Liepold charakterlos, feige, prinzipienlos 
oder unehrlich gewesen sei. 

Der Witikobund ist stolz, ihn in seinen Reihen gehabt zu haben. An seiner Trauerfeier 
nahmen mehrere unserer Mitglieder teil, darunter auch der Vorsitzende. Auf unsere Initiative 
wurde am Grabe des Kriegsteilnehmers Liepold auch das Lied vom Guten Kameraden als 
ergreifendes Trompetensolo vorgetragen. 



Edmund Liepold 
lastete! 
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Günther^ Henhappl zum Gedenken 

Am 15. März 2017 ist Dr. rer. nat. Günther Henhappel nach kurzer Krankheit im 
88.Lebensjahr in Freiburg gestorben. Die Behandlung in der Universitätsklinik ließ bis zuletzt 
auf eine Wende hoffen (Hirnblutung), aus menschlicher Nähe, als Landsmann und im 
Hinblick auf die gemeinsamen Aufgaben. 

Er war Witikone seit 1979, übernahm in Nachfolge des verdienten Witikonen Hans Georg 
Freiherr Klein von Wisenberg den Vorsitz des Vereins der Mährisch-Schönberger mit den 
Heimatmuseum in Bad Hersfeld. Die gemeinsame Sorge um die Erhaltung der letzten 
Heimatbezüge im dortigen Refugium hat mich mit ihm sehr verbunden. 

Die tiefsten Eindrücke sind die in der Kindheit aufgenommenen. Nach dem kollektiven 
Verlust der nicht mehr im geprägten Sozialverband erlebbaren Heimat bleibt der zerstreute 
Rest das höchste Gut. 

Dr. Günther Henhappel ist ein wesentlicher Teil davon geworden, seit wir uns vor Jahren im 
Bemühen um die Volksgruppe im Witikobund und für den Gemeinschafts- und Heimaterhalt 
in Bad Hersfeld zusammengefunden haben. 

Mit ihm ist ein Stück Heimat verloren gegangen und für die Fachwelt ein immens innovativer 
Biologe und Fachmann der Forstwirtschaft, der nie seine verpflichtende Herkunft vergessen 
hat. 6.4.2017 ERHARD ERNST KORKISCH 

Gedanken eines Freundes 

„Heute ein Brief statt eines Anrufes“ dachte ich gespannt, als ich auf der Rückseite eines 
Kuverts den Namen Henhappl las. „Es muss was Wichtiges für den Heimatkreis sein“, war 
mein erster Gedanke. 

Doch nur Trauriges stand auf einer Karte: Dr. rer. nat. Günther Henhappl, geh. am 31. 8. 1938 
in Wermsdorf, ist am 15. 3. 2017 in Freiburg/Breisgau verstorben. 

Lange Zeit bekleidete Dr. Henhappl das Amt des Vorsitzenden des Vereins Heimatkreis 
Mährisch Schönberg und war damit maßgebender Betreuer des Hauses Mährisch Schönberg 
in Bad Hersfeld. Noch zusammen mit Baron Georg Klein von Wisenberg und Herrn Heinz 
Künstner erweckte er das Haus M. Schönberg zu neuem Leben. Auch einen Nachfolger für 
Künstner konnte Henhappl gewinnen. Mit dem Versuch, seinem Vorbild zu folgen, wird 
Günther auch in Zukunft in unserer Mitte sein. (Geschrieben von Dr.Karl Röttel) 


Die Vertriebenen und die AfD 

Die Alternative für Deutschland (AfD) hat sich bisher mit den Vertriebenen etwas schwer 

getan. Doch jetzt gründete sich eine locker an die AfD 
angebundene Initiative „Vertriebene, Aussiedler und deutsche 
Minderheiten in der AfD“. Sie will sich dafür einsetzen, „die 
Vertreibung der Deutschen nicht zu vergessen, das kulturelle 
Erbe der Vertriebenen zu bewahren, die in der Heimat 
verbliebenen Deutschen bei der Bewahrung ihrer Identität zu unterstützen ...“. Diese Ziele 
sollen auch durch eine geeignete Bildungspolitik erreicht werden. 


Alternative 


Deutschland 
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